
 

  

S 10 U 5100/98

Sozialgerichtsbarkeit Bundesrepublik Deutschland

Land Freistaat Bayern
Sozialgericht Bayerisches Landessozialgericht
Sachgebiet Unfallversicherung
Abteilung 2
Kategorie Urteil
Bemerkung -
Rechtskraft -
Deskriptoren Beitragspflicht

forstwirtschaftliches Unternehmen
Bewirtschaftung

Leitsätze Besitzt jemand eine Waldfläche von 0,3
ha, so besteht die Vermutung, dass er
forstwirtschaftlich tätig und damit
forstwirtschaftlicher Unternehmer ist.
Die bloße Absicht, auf dieser
fortwirtschaftlichen Fläche keine
forstwirtschaftlichen Tätigkeiten zu
entfalten, ändert an deren Eigenschaften
jedenfalls so lange nichts, wie dort
forstwirtschaftliche Pflanzen wachsen.
Dadurch ändert sich auch an der
Verpflichtung des Waldbesitzers nichts,
den Wald im Rahmen seiner
Zweckbestimmung, zu pflegen, gesund zu
erhalten und vor Schäden zu bewahren.

Normenkette RVO § 802
RVO § 723
RVO § 766 Abs 2 Nr 1
SGB VI § 150
SGB VI § 182 ff

1. Instanz

Aktenzeichen S 10 U 5100/98
Datum 13.01.2000

2. Instanz

Aktenzeichen L 2 U 90/00
Datum 17.10.2001

3. Instanz

Datum -
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I. Auf die Berufung der Beklagten wird das Urteil des Sozialgerichts Regensburg vom
13. Januar 2000 aufgehoben und die Klage gegen die Bescheide vom 18. November
1997 und 20. November 1997 in Gestalt des Widerspruchsbescheides vom 23.
Oktober 1998 abgewiesen.
II. AuÃ�ergerichtliche Kosten sind nicht zu erstatten.
III. Die Revision wird nicht zugelassen.

Tatbestand:

Der KlÃ¤ger ist EigentÃ¼mer eines GrundstÃ¼cks in der NÃ¤he von D â�¦ Die
Beklagte fÃ¼hrte im Bescheid vom 18.11.1997 aus, ab 01.07.1992 bestehe
Versicherungspflicht in der landwirtschaftlichen Unfallversicherung. Denn der
KlÃ¤ger bewirtschafte seit 01.07.1992 als Unternehmer ein forstwirtschaftliches
GrundstÃ¼ck im Umfang von 0,38 ha. Daher sei er kraft Gesetzes in der
landwirtschaftlichen Unfallversicherung versichert und werde deshalb ab der 1993
fÃ¤lligen Umlage 1992 zur Beitragszahlung herangezogen. Mit Bescheid vom
20.11.1997 wurde eine Gesamtforderung von 220,00 DM ab 1992 errechnet.

Mit den WidersprÃ¼chen vom 26.11.1997 und 28.11.1997 wandte sich der KlÃ¤ger
gegen den Bescheid vom 18.11.1997 und den Beitragsbescheid vom 20.11.1997. Er
bewirtschafte die GrundstÃ¼cke nicht und erziele keine ErtrÃ¤ge.

Mit Widerspruchsbescheid vom 23.10.1998 wies die Beklagte die WidersprÃ¼che
zurÃ¼ck. GrundsÃ¤tzlich liege ein Unternehmen der Forstwirtschaft vor, wenn
Bodenbewirtschaftung erfolge. Da gerade in forstwirtschaftlichen Unternehmen
konkrete BewirtschaftungsmaÃ�nahmen oft lÃ¤ngere ZeitrÃ¤ume hin unterbleiben
kÃ¶nnten, ohne dass deshalb das Vorliegen eines forstwirtschaftlichen
Unternehmens verneint wÃ¼rde, bestehe bei Nutzungsrechten an
forstwirtschaftlichen FlÃ¤chen, selbst bei im Einzelfall fehlenden konkreten
BewirtschaftungsmaÃ�nahmen, eine Vermutung fÃ¼r das Vorliegen eines
forstwirtschaftlichen Unternehmens. Von einem Brachliegenlassen kÃ¶nne in der
Forstwirtschaft jedenfalls dann keine Rede sein, wenn auf den FlÃ¤chen noch
BÃ¤ume stÃ¼nden, wÃ¼chsen oder nachwÃ¼chsen. Â§Â§ 1, 2, 8 und 16 ff. des
SÃ¤chsischen Waldgesetzes verpflichteten zudem die WaldeigentÃ¼mer, die Nutz-
und Erholungsfunktion des Waldes zu wahren und fÃ¼r dessen Erhaltung zu sorgen.
Ob mit der Bewirtschaftung ein Ertrag angestrebt oder erzielt werde, sei fÃ¼r das
Vorliegen eines Unternehmens ohne Bedeutung. Die Absicht einer Gewinnerzielung
sei kein wesentliches Merkmal eines forstwirtschaftlichen Unternehmens.
Unerheblich sei auch, mit welcher Motivation der forstwirtschaftliche Betrieb
unterhalten werde.

Mit der Klage vom 26.11.1998 hat der KlÃ¤ger eingewandt, er Ã¼be keine
forstwirtschaftliche TÃ¤tigkeit aus. Vielmehr lasse er die WaldflÃ¤chen brachliegen.
Das ohne seinen Einfluss stattfindende Wachsen der BÃ¤ume kÃ¶nne nicht als
Bewirtschaftung angesehen werden. Ein derart passives Verhalten kÃ¶nne nicht zu
einer Unfallversicherungspflicht fÃ¼hren. Denn ein Leistungsfall sei nicht denkbar.

Auf Anfrage des SG hat die Landeshauptstadt D. , Ortschaft S. , mit Schreiben vom
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21.12.1999 mitgeteilt, bei dem FlurstÃ¼ck 52/2 handele es sich um ein bewaldetes
GrundstÃ¼ck. Es befinde sich seit mindestens 30 Jahren im Besitz der Familie W â�¦
Der Baumbestand bestehe Ã¼berwiegend aus LaubgehÃ¶lzen. Das GrundstÃ¼ck
sei bereits Anfang dieses Jahrhunderts bewaldet gewesen. Eine Bewirtschaftung
habe zumindest in den letzten 25 Jahren in keiner Weise stattgefunden.

Das SÃ¤chsische Forstamt D. hat mit Schreiben vom 18.01. 2000 ausgefÃ¼hrt, auf
dem FlurstÃ¼ck 52/2 mit einer GrÃ¶Ã�e von 3.790 mÂ² finde sich auf ca. 3.000 mÂ²
Wald entsprechend Â§ 2 des SÃ¤chsischen Waldgesetzes. Die WaldflÃ¤che sei mit
Stieleiche, Rotbuche und WeiÃ�buche im Alter von 122 Jahren bestockt. Es handele
sich um eine stark exponierte Hanglage. Der aktuelle Pflegezustand lasse keine
Waldbewirtschaftung nach den GrundsÃ¤tzen des SÃ¤chsischen Waldgesetzes
erkennen. WindwÃ¼rfe und BrÃ¼che seien nicht berÃ¤umt. Im Norden befinde sich
eine eingefriedete Bebauung. Eine stÃ¤ndige Nutzung sei nicht erkennbar.

Im Termin zur mÃ¼ndlichen Verhandlung vom 13.01.2000 hat der KlÃ¤ger
angegeben, das GrundstÃ¼ck habe bis 1991 unter staatlicher Verwaltung
gestanden. Nach der Wiedervereinigung sei sein Vater wieder EigentÃ¼mer
geworden, 1992 sei er, der KlÃ¤ger, als EigentÃ¼mer eingetragen worden. Er halte
sich etwa zwei- bis dreimal im Jahr in D. auf. Das GrundstÃ¼ck habe er, seitdem er
EigentÃ¼mer sei, zu keinem Zeitpunkt genutzt. Insbesondere habe er keinerlei
Arbeiten vorgenommen. Es handele sich Ã¼berdies um ein extremes
HanggrundstÃ¼ck, das teilweise nur mit Hilfe von Treppen erreicht werden kÃ¶nne.
Er habe nicht die geringste Absicht, dieses GrundstÃ¼ck in Zukunft zu nutzen. FÃ¼r
den Fall, dass er das GrundstÃ¼ck doch noch forstwirtschaftlich nutzen werde, sei
er bereit, die seit 1993 fÃ¤llig gewordenen BeitrÃ¤ge nachzuentrichten und dabei
auf die Einrede der VerjÃ¤hrung zu verzichten. AuÃ�erdem sichere er zu, die
Beklagte vor dieser Nutzung rechtzeitig zu benachrichtigen. FÃ¼r den Fall, dass
eine solche Nutzung Ã¼ber ein Lohnunternehmen erfolgen solle, verweise er
bereits jetzt wegen der dann nachzuentrichtenden BeitrÃ¤ge auf die Bestimmung
der Satzung, nach der ein Beitragsnachlass zu gewÃ¤hren sei. Sobald er sein
Eigentum verÃ¤uÃ�ern oder Ã¼bertragen werde, werde er die Beklagte davon in
Kenntnis setzen.

Mit Urteil vom 13.01.2000 hat das SG die Bescheide der Beklagten vom 18. und
20.11.1997 in Gestalt des Widerspruchsbescheides vom 23.10.1998 aufgehoben.
Die Versicherungspflicht nach Â§ 776 RVO bzw. Â§ 123 SGB VII setze voraus, dass
ein forstwirtschaftliches Unternehmen betrieben werde. Die Tatsache, dass der
KlÃ¤ger EigentÃ¼mer entsprechender FlÃ¤chen sei, genÃ¼ge hierfÃ¼r nicht. Im
vorliegenden Fall handele es sich um alten Baumbestand, der schon lange
schrittweise hÃ¤tte geerntet werden kÃ¶nnen. Diese Holzernte sei ebensowenig
erfolgt wie eine Beseitigung von SchÃ¤den. Daher kÃ¶nne die
Unternehmereigenschaft nicht allein mit Bezugnahme auf Entscheidungen des BSG
begrÃ¼ndet werden, die nur im jeweiligen Falle zutreffend gewesen wÃ¤ren. Weiter
sei zu berÃ¼cksichtigen, dass der KlÃ¤ger mehrere 100 km von seinem
WaldgrundstÃ¼ck entfernt wohne und arbeite. Auch im Hinblick auf die
Schwierigkeit der Gewinnung von Holz bei der starken Hanglage sei es glaubhaft,
dass der KlÃ¤ger keinerlei Absicht habe, das Holz aufzuarbeiten. Aus diesem Grund
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sei er nicht forstwirtschaftlicher Unternehmer und unterliege daher auch nicht als
EigentÃ¼mer des Waldes der Umlagepflicht.

Mit der Berufung vom 02.03.2000 wendet die Beklagte ein, der KlÃ¤ger sei
Nutzungsberechtigter der ForstflÃ¤che. Allein dieses Nutzungsrecht begrÃ¼nde
bereits grundsÃ¤tzlich das Vorliegen eines Unternehmens der Forstwirtschaft, da
der Waldbesitzer nach dem SÃ¤chsischen Waldgesetz zur Erhaltung des Waldes und
damit zur Bewirtschaftung verpflichtet sei. Bei im Einzelfall fehlenden konkreten
BewirtschaftungsmaÃ�nahmen werde die Eigenschaft des Nutzungsberechtigten als
forstwirtschaftlicher Unternehmer vermutet. Diese Vermutung werde nicht dadurch
widerlegt, dass der KlÃ¤ger angebe, er habe nicht die Absicht, die FlÃ¤che
forstwirtschaftlich zu nutzen.

Der KlÃ¤ger erklÃ¤rt dazu im Schreiben vom 19.04.2000, die
Unternehmereigenschaft stehe und falle damit, ob Arbeiten zu dem Zweck erbracht
wÃ¼rden, irgendwann einmal Holz zu ernten. Er habe Ã¼berhaupt keine Arbeiten in
seinem WaldgrundstÃ¼ck erbracht. Es sei offensichtlich, dass er nicht die Absicht
habe, seinen Wald forstwirtschaftlich zu nutzen.

Die Beklagte stellt den Antrag

aus dem Schriftsatz vom 22.03.2000.

Der KlÃ¤ger stellt den Antrag

aus dem Schriftsatz vom 19.04.2000.

Zur ErgÃ¤nzung des Tatbestandes wird auf den wesentlichen Inhalt der
beigezogenen Akte der Beklagten sowie der Klage- und Berufungsakten Bezug
genommen.

EntscheidungsgrÃ¼nde:

Die form- und fristgerecht eingelegte Berufung ist zulÃ¤ssig und sachlich
begrÃ¼ndet.

Die Beklagte hat den KlÃ¤ger zu Recht fÃ¼r die GeschÃ¤ftsjahre 1992 bis 1996 als
forstwirtschaftlichen Unternehmer zur Beitragszahlung in der gesetzlichen
Unfallversicherung herangezogen.

Die beitragsrechtlichen Entscheidungen bezÃ¼glich der GeschÃ¤ftsjahre 1992 bis
1996 richten sich noch nach den Vorschriften der RVO. Am 01.01.1997 ist das
Siebte Buch des Sozialgesetzbuchs (SGB VII) in Kraft getreten (Art.36 des
Unfallversicherungs-Einordnungsgesetzes â�� UVEG -), so dass ab dem
GeschÃ¤ftsjahr 1997 die Vorschriften des SGB VII Anwendung finden (Â§ 219 Abs.1
Satz 2 SGB VII).

GemÃ¤Ã� Â§Â§ 802, 723 RVO werden die Mittel fÃ¼r die Ausgaben der

                               4 / 7

https://dejure.org/gesetze/SGB_VII/219.html
https://dejure.org/gesetze/SGB_VII/219.html
https://dejure.org/gesetze/RVO/802.html
https://dejure.org/gesetze/RVO/723.html


 

Berufsgenossenschaften durch BeitrÃ¤ge der Unternehmer, die versichert sind oder
Versicherte beschÃ¤ftigen, aufgebracht. Unternehmer ist derjenige, fÃ¼r dessen
Rechnung das Unternehmen geht (Â§ 658 Abs.2 Nr.1 RVO). Die landwirtschaftliche
Unfallversicherung erfasst gemÃ¤Ã� Â§ 776 Abs.1 Nr.1 RVO u.a. Unternehmen der
Forstwirtschaft. Die Annahme eines Unternehmens der Forstwirtschaft setzt
grundsÃ¤tzlich voraus, dass der Inhaber des Unternehmens Ã¼ber Grund und
Boden verfÃ¼gt, der zum Zwecke der Gewinnung von Forsterzeugnissen bearbeitet
wird (vgl. BSG SozR 2200 Â§ 647 Nr.5; BSG Beschluss vom 12.06.1989, 2 BU 175/88
). Die Bearbeitung kann entsprechend der Eigenart der Forstwirtschaft auf
verschiedene Weise erfolgen. WÃ¤hrend die sogenannten Nachhaltsunternehmen
jedes Jahr schlagreifes Holz ernten, findet dies bei den sogenannten aussetzenden
Unternehmen nur in mehrjÃ¤hrigen ZwischenrÃ¤umen statt, wobei sich die Zeiten
ohne Anbau und Einschlag von Holz Ã¼ber Jahrzehnte hinziehen kÃ¶nnen (vgl. BSG
Beschluss vom 12.06.1989, 2 BU 175/88; Lauterbach, Gesetzliche
Unfallversicherung, Â§ 776 Rdnr.6 a; Schulin, Handbuch des
Sozialversicherungsrechts, Band II, Unfallversicherungsrecht Â§ 70 Rdnr.54).
Demnach kÃ¶nnen sich forstwirtschaftliche Unternehmen zumindest Ã¼ber lange
ZeitrÃ¤ume hinweg in ihrer Ã¤uÃ�eren Erscheinung stark unterscheiden.
Gemeinsam ist insoweit lediglich der Bestand von FlÃ¤chen, auf denen BÃ¤ume
wachsen bzw. nachwachsen. Irgendwelche konkreten
BewirtschaftungsmaÃ�nahmen (z.B. Pflanzungen, FÃ¤llungen) bzw. deren Spuren
gehÃ¶ren nicht zum notwendigen Erscheinungsbild eines forstwirtschaftlichen
Unternehmens.

Im Urteil vom 03.05.1984, 11 RK 1/83 = SozR 5420 Â§ 2 KVLG Nr.30 hat das BSG
ausgefÃ¼hrt, die Begriffe "Unternehmen" und "Unternehmer" seien in der
Forstwirtschaft auf lÃ¤ngere ZeitrÃ¤ume zu beziehen. Man kann nicht schlechthin
annehmen, dass der Nutzungsberechtigte des Waldes in den Zwischenzeiten nicht
als Unternehmer der Forstwirtschaft tÃ¤tig ist, da eine solche TÃ¤tigkeit eben
zwangslÃ¤ufig Zeiten ohne konkrete AktivitÃ¤ten umfasst. Um diesen besonderen
VerhÃ¤ltnissen Rechnung zu tragen, ist die Annahme einer tatsÃ¤chlichen
widerleglichen Vermutung geeignet, die dahin geht, dass bei bestehenden
Nutzungsrechten an forstwirtschaftlichen FlÃ¤chen auch bei im Einzelfall fehlenden
konkreten BewirtschaftungsmaÃ�nahmen die forstwirtschaftliche TÃ¤tigkeit und
damit die Eigenschaft des Nutzungsberechtigten als forstwirtschaftlicher
Unternehmer vermutet wird. Eine solche Vermutung wird in tatsÃ¤chlicher Hinsicht
dadurch gestÃ¼tzt, dass von einem Brachliegenlassen in der Forstwirtschaft
jedenfalls dann keine Rede sein kann, wenn auf den forstwirtschaftlichen FlÃ¤chen
noch BÃ¤ume stehen, wachsen oder nachwachsen. Aus rechtlicher Sicht lÃ¤sst sich
fÃ¼r die Vermutung anfÃ¼hren, dass die Waldbesitzer nach den Waldgesetzen zur
Erhaltung des Waldes und damit zur Bewirtschaftung verpflichtet sind, wobei es
keine Rolle spielt, wie die Einhaltung dieser Pflichten waldrechtlich gesichert ist.

FÃ¼r die Widerlegung dieser Vermutung ist es erforderlich, dass greifbare
UmstÃ¤nde auf eine andersartige Nutzung hinweisen. Insbesondere ist dies der Fall,
wenn die Ã¤uÃ�eren UmstÃ¤nde erkennen lassen, dass der Grund und Boden nicht
zur periodischen Gewinnung von Forsterzeugnissen genutzt, der Wald etwa als
BaugelÃ¤nde oder zum Liegenlassen als Urwald aus wissenschaftlichen GrÃ¼nden
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oder als sonstiges Versuchs- oder Ã�bungsgelÃ¤nde erworben wird (vgl. Beschluss
vom 12.06.1989 a.a.O.).

Die Landwirtschaftliche Unfallversicherung setzt fÃ¼r das Vorliegen eines
Unternehmens keine Gewinnerzielungsabsicht voraus; sie stellt nicht, wie das
Einkommensteuerrecht, auf die Beteiligung am allgemeinen wirtschaftlichen
Verkehr ab. Nach Sinn und Zweck der landwirtschaftlichen Unfallversicherung ist
vielmehr entscheidend allein die Tatsache, dass forstwirtschaftliche Arbeiten, wie
die Vorbereitung des Bodens fÃ¼r die Bepflanzung, die Bepflanzung selber, die
Pflegearbeiten einschlieÃ�lich der MaÃ�nahmen zur VerhÃ¼tung von SchÃ¤den und
die Kontrolle des Waldzustandes sowie des Wachstums aller notwendigen Pflanzen
verrichtet werden. Die darin liegenden mÃ¶glichen Risiken sollen durch die
Unfallversicherung abgedeckt werden. Dass sich die landwirtschaftliche
Unfallversicherung auch auf Kleinstunternehmen erstreckt, folgt aus Â§ 778 RVO.
Danach werden lediglich Haus-, Zier- und andere KleingÃ¤rten von der
landwirtschaftlichen Unfallversicherung nicht umfasst (vgl. Urteil vom 31.01.1989, 2
RU 30/88 = SozR 2200 Â§ 778 RVO Nr.2).

Unter BerÃ¼cksichtigung dieser GrundsÃ¤tze ist der KlÃ¤ger forstwirtschaftlicher
Unternehmer und damit beitragspflichtig. Er ist EigentÃ¼mer eines GrundstÃ¼cks,
auf dem BÃ¤ume stehen und damit Nutzungsberechtigter einer forstwirtschaftlichen
FlÃ¤che. Dass diese als Haus-, Zier- oder anderer Kleingarten bewirtschaftet wird
und damit gemÃ¤Ã� Â§ 778 RVO nicht als landwirtschaftliches Unternehmen gilt, ist
nach den gegebenen UmstÃ¤nden auszuschlieÃ�en. Die 0,3 ha groÃ�e, mit Wald
bestockte FlÃ¤che liegt auch nicht unterhalb der GeringfÃ¼gigkeitsgrenze.

Daher besteht hier die Vermutung, dass der KlÃ¤ger forstwirtschaftlich tÃ¤tig und
damit forstwirtschaftlicher Unternehmer ist.

Diese Vermutung ist nicht widerlegt. Dass nach den Angaben des KlÃ¤gers derzeit
keine Bearbeitung der forstwirtschaftlichen FlÃ¤che stattfindet, ist unbeachtlich.
Auch dass der KlÃ¤ger den nachvollziehbaren und glaubhaften Entschluss gefasst
hat, auf Lebenszeit die gesamte in seinem Eigentum stehende WaldflÃ¤che
wirtschaftlich nicht zu nutzen, reicht zur Widerlegung der Vermutung nicht aus.
Greifbare UmstÃ¤nde, die auf eine andersartige Nutzung der WaldflÃ¤che
hinweisen, ergeben sich daraus nicht. Die bloÃ�e Absicht, auf einer bestimmten
forstwirtschaftlichen FlÃ¤che keine forstwirtschaftliche TÃ¤tigkeit zu entfalten,
Ã¤ndert an deren Eigenschaft als solcher jedenfalls so lange nichts, wie dort
forstwirtschaftliche Pflanzen wachsen. Sie entzieht der auf tatsÃ¤chliche und
rechtliche Kriterien gestÃ¼tzten Vermutung keine ihrer Grundlagen. Insbesondere
in rechtlicher Hinsicht Ã¤ndert sich dadurch an der Verpflichtung des KlÃ¤gers als
Waldbesitzer, den Wald jedenfalls in gewissem Umfang zu bewirtschaften, nichts.
GemÃ¤Ã� Â§ 16 des Waldgesetzes fÃ¼r den Freistaat Sachsen (SÃ¤chsWaldG) vom
10.04.1992, Stand vom 01.07. 1999, ist der Waldbesitzer verpflichtet, den Wald im
Rahmen seiner Zweckbestimmung nach anerkannten forstlichen GrundsÃ¤tzen
nachhaltig und pfleglich, planmÃ¤Ã�ig und sachkundig sowie unter Beachtung
Ã¶kologischer GrundsÃ¤tze zu bewirtschaften, gesund, leistungsfÃ¤hig und stabil zu
erhalten, zu sanieren und vor SchÃ¤den zu bewahren. Zur pfleglichen
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Bewirtschaftung des Waldes gehÃ¶rt nach Â§ 18 SÃ¤chsWaldG, inbesondere den
Waldboden und die Bodenfruchtbarkeit zu erhalten oder zu verbessern, einen
standortgerechten Waldbestand zu erhalten oder zu schaffen, die notwendigen
MaÃ�nahmen der Kultur, Jungwuchs-, Jungbestands- und Bestandespflege
rechtzeitig und sachgemÃ¤Ã� durchzufÃ¼hren, der Gefahr einer erheblichen
SchÃ¤digung vorzubeugen, tierische und pflanzliche ForstschÃ¤dlinge zu
bekÃ¤mpfen. Nach Abs.2 dieser Vorschrift ist der Waldbesitzer nach MaÃ�gabe
seines LeistungsvermÃ¶gens zur pfleglichen Bewirtschaftung der WaldbestÃ¤nde
verpflichtet. Kahlgeschlagene oder stark gelichtete WaldflÃ¤chen sind
ordnungsgmeÃ¤Ã� innerhalb von drei Jahren wieder aufzuforsten (Â§ 20
SÃ¤chsWaldG). Damit liegt ein konkreter Gesetzesbefehl vor, der ein bestimmtes
Verhalten gebietet. GemÃ¤Ã� Â§ 53 SÃ¤chsWaldG handelt ordnungswidrig, wer
entgegen Â§ 18 Abs.2 in der festgesetzten Frist MaÃ�nahmen nicht ausfÃ¼hrt,
entgegen Â§ 20 Abs.1 und 2 nicht aufforstet, rechtzeitig nachbessert, schÃ¼tzt und
pflegt. Die Ordnungswidrigkeiten kÃ¶nnen mit einer GeldbuÃ�e geahndet werden
(Â§ 53 Abs.3 SÃ¤chsWaldG).

Soweit der Rechtsstreit den Beitrag fÃ¼r die GeschÃ¤ftsjahre ab 1997 betrifft, fÃ¼r
die bereits die Vorschriften des SGB VII anzuwenden sind, gilt nichts anderes. An die
Stelle der grundlegenden Norm des Â§ 776 Abs.1 Nr.1 RVO tritt die des Â§ 123
Abs.1 Nr.1 SGB VII, die inhaltlich dem bisher geltenden Recht der RVO entspricht, so
dass einer Anwendung der zur RVO ergangenen Rechtsprechung zum Vorliegen
eines forstwirtschaftlichen Unternehmens und der Unternehmereigenschaft nichts
entgegensteht.

Die Kostenentscheidung richtet sich nach Â§ 193 SGG.

GrÃ¼nde fÃ¼r die Zulassung der Revision gemÃ¤Ã� Â§ 160 Abs.2 Nrn.1 und 2 SGG
liegen nicht vor.

Erstellt am: 15.03.2004

Zuletzt verändert am: 22.12.2024
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